
Betriebsteilungen sind in der Land-
wirtschaft gang und gäbe. Den-
noch legen die Finanzämter die 

Messlatte besonders hoch an und ver-
werfen schon bei kleinsten Regelverstö-
ßen die Teilung wieder. Für die betroffe-
nen Landwirte ist das nicht nur mit viel 
Ärger, sondern oft mit horrenden Nach-
zahlungen verbunden. Lesen Sie dazu 
auch das Beispiel auf der Seite 53.

Die gute Nachricht: Wenn Ihnen Är-
ger mit dem Fiskus ins Haus steht, ha-
ben Sie mehr Rechte als Ihnen das Fi-
nanzamt womöglich einreden will. So 
schnell müssen Sie sich jedenfalls nicht 
geschlagen geben. Denn die Betriebs-
prüfer beurteilen eine Teilung fast im-
mer nur nach den strengen Vorgaben 
des Einkommensteuergesetzes. Dabei 
müssen diese sauber nach Einkommen- 
und Umsatzsteuerrecht unterscheiden. 
Auch wenn die Finanzverwaltung aus 
einkommensteuerlicher Sicht eine Tei-
lung wieder kassiert, kann das Kons
trukt nach den Regeln des Umsatzsteu-
ergesetzes rechtens sein. Die Finanzver-
waltung darf Ihnen dann zum Beispiel 
aus einkommensteuerlicher Sicht einen 

Betriebsausgabenabzug wie-
der streichen, wodurch sich 
ihr Gewinn entsprechend 
erhöht. Die Behörde darf Ih-
nen aber nicht automatisch 
auch die Umsätze Ihrer Be-
triebe addieren und Sie 
rückwirkend in die Regel
besteuerung schicken, wenn 
Sie die neue Umsatzsteuer-
grenze von 600 000 € über-
schreiten (gilt seit dem 
1.1.2022).

SCHNELL GELESEN

Finanzämter� prüfen Betriebsteilungen 
meistens nach den strengen Vorgaben 
des Einkommensteuergesetzes. Dabei 
müssen die Betriebsprüfer auch das 
Umsatzsteuerrecht beachten.

Wenn Sie mit Ihrer Teilung� gegen 
das Einkommensteuergesetz verstoßen, 
die Regeln des Umsatzsteuergesetzes 
aber einhalten, darf das Finanzamt nicht 
die komplette Teilung kassieren.

Halten Sie die Regeln� nach dem 
Umsatzsteuergesetz ein, darf Ihnen das 
Finanzamt z. B. nicht die Umsätze der 
geteilten Betriebe addieren und ggf. in 
die Regelbesteuerung schicken. 

Betriebsteilung: 
Wenn das Finanzamt streikt
Betriebsteilungen sind mittlerweile keine Seltenheit mehr. Die Finanzämter stehen dem Treiben kritisch 

gegenüber und legen nicht selten ihr Veto ein. Dabei liegen die Behörden durchaus mal falsch.
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Aus einkommensteuerlicher Sicht sind 
die Hürden hoch. Wert legen die Prüfer 
vor allem auf drei Aspekte: 
•	 Sie benötigen einen schriftlichen Ver-
trag, 
•	 die Vereinbarungen müssen einem 
Fremdvergleich standhalten. Sie dürfen 
also nicht zu stark von sonst üblichen 
Verträgen abweichen. 
•	 Sie müssen sich penibel an die Verein-
barungen halten.

AUF DEN VERTRAG KOMMT ES AN
Im Vertrag regeln Sie zum Beispiel die 
Pachthöhe, wann die Pacht gezahlt 
werden muss, wer die Versicherung für 
den Stall zu zahlen hat, die Laufzeit, 
die  Kündigungsmodalitäten usw. Die 
Finanzämter orientieren sich dabei oft 
an einer Verfügung der Oberfinanzdi-
rektion Niedersachsen. Darin wird ge-
nau aufgelistet, was Sie im Vertrag re-
geln sollten. Das Dokument finden Sie 
auf unserer Sonderseite:  www.topagrar.
com/pauschalierung2022 . Oder nutzen 
Sie den QR-Code unten links. 

In den meisten Fällen scheitert die 
Teilung auch nicht am Vertrag, sondern 
am Fremdvergleich und daran, dass die 
Vereinbarungen auf den Höfen nicht 
eingehalten werden. Beispiel: Sie haben 
ihrem Sohn einen Maststall und Flä-
chen verpachtet. Im Vertrag steht, dass 
Ihr Sohn die Pacht monatlich zu über-
weisen hat. Stattdessen rechnen Sie nur 
einmal im Jahr ab. Außerdem haben Sie 
stillschweigend hingenommen, dass Ihr 
Sohn die Pacht wegen der niedrigen 
Mastschweinepreise ausnahmsweise in 
diesem Jahr gesenkt hat, obschon dies 
der Vertrag nicht vorsieht. Ein Betriebs-
prüfer könnte Ihnen das negativ ausle-
gen und die Teilung verwerfen. Was er 
aber nicht darf: zwangsläufig die Um-
satzbesteuerung bei Ihnen und Ihrem 
Sohn ändern. Denn nach dem Umsatz-

steuerrecht sind die Hürden für eine Be-
triebsteilung niedriger. Sie müssen dazu 
„nur“ nachweisen, 
•	 dass der Pächter des zweiten Betrie-
bes das Nutzungsrecht besitzt (Frucht-
ziehungsrecht) und 
•	 es tatsächlich wahrgenommen hat. 

Das können Sie zum Beispiel mit ei-
ner Buchführung oder Belegen für den 
Ein- und Verkauf der Ferkel bzw. 
schlachtreifen Tiere sowie für die 
Pachtzahlungen nachweisen. Wann Sie 
die Pacht zahlen, ob diese einem Fremd-
vergleich standhält oder ob Sie für die 
Ferkel einen üblichen Kurs zahlen, ist 
zweitrangig. 

Besonders viel Wert legen Prüfer 
auch auf eine „saubere“ Erfassung der 
Futtermengen, wenn zwei Betriebe die 
gleiche Fütterung nutzen. Aus ein
kommensteuerlicher Sicht ist das zwar 
bedeutsam. Aber auch wenn das Fi-
nanzamt Ihnen hierbei einen Mangel 
nachweisen kann, darf es nicht die 
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unternehmerische Teilung verwerfen. 
Oder nehmen wir an, Sie haben Ihrem 
Sohn Flächen und Maschinen verpach­
tet, damit dieser einen eigenen Betrieb 
gründen kann. Dann benötigen Sie ei­
nen Vertrag und Sie müssen sich beide 
an die grundlegenden Abmachungen 
halten: Ihr Sohn muss die Pacht über­
weisen, die Flächen mit seinen Maschi­
nen bewirtschaften usw. Aber wenn 
z. B. die übliche Pacht in Ihrer Region 
bei 800 €/ha liegt und Sie von Ihrem 
Sohn nur 400 €/ha verlangen, hält das 
einem Fremdvergleich nicht Stand. Aus 
umsatzsteuerlicher Sicht ist das aber 
kein Problem. Sogar dann nicht, wenn 
Sie Ihrem Sohn die Flächen für 100 €/
ha überlassen. Es kommt auch nicht da­
rauf an, ob er die Pacht vereinbarungs­
gemäß immer am 1. November eines 
Jahres überweist oder sich ein paar 
Tage länger Zeit lässt. Entscheidend ist, 
dass Ihr Sohn die Pacht überweist.

BEISPIEL

Einspruch zahlt sich aus

Wenn Ihnen das Finanzamt eine Be­
triebsteilung aberkennt, kommen hohe 
Steuernachzahlungen auf Sie zu. Das 
zeigt folgendes fiktives Beispiel. Land­
wirt Max Schubert mästet in zwei Stäl­
len 6 000 Schweine pro Jahr und be­
wirtschaftet 180 ha. Sein Umsatz liegt 
über der Pauschalierungsgrenze von 
600 000 €/Kalenderjahr. Daher ver­
pachtet er seinem Sohn Daniel einen 
Stall (3 000 Mastschweine pro Jahr) 
und 90 ha. 

Nach drei Jahren steht die erste Be­
triebsprüfung an. Weil der Sohn die 
Pacht nicht immer pünktlich gezahlt 
hat und das Futter nicht immer „sau­
ber“ abgerechnet wurde, verwirft das 
Finanzamt die Teilung. 

△ Zum Ende einer Betriebsprüfung steht meistens ein Abschlussgespräch an. Holen Sie zu dem Treffen Ihren Steuerberater dazu.
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Die Behörde rechnet die Umsätze der 
beiden Betriebe daher zusammen und 
ordnet sie Max Schubert zu. Rückwir­
kend hat das vor allem aus umsatzsteu­
erlicher Sicht Konsequenzen: Der ge­
samte Betrieb rutscht in die Regel­
besteuerung. Schubert muss im Schnitt 
rund 4 € Umsatzsteuer pro Schwein an 
das Finanzamt nachzahlen. Hochge­
rechnet auf drei Jahre sind das 72 000 € 
(6 000 € x 4 € x 3 Jahre). Zwar kann 
Schubert die Ausgaben auch nachträg­
lich gewinnmindernd geltend machen; 
unterm Strich bleibt aber ein Minus 
von rund 40 000 €. Dabei lag der Prü­
fer falsch. Schubert hätte nur rechtzei­
tig nachhaken müssen. Denn aus um­
satzsteuerlicher Sicht war alles in Ord­
nung.� Ihr Kontakt zur Redaktion: 
� diethard.rolink@topagrar.com
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